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D er Erbe kann sein Erbrecht auch durch Vorlage eines er- 
öffneien eigenhändigen Testaments belegen, wenn dieses die 
Erbfolge m it der im Rechtsverkehr erforderlichen Eindeutig­
keit nachweist.................. -.................................................................  329

a) D ie Ersetzung einer missbräuchlichen Klausel durch eine 
dispositive nationale Vorschrift, wie dies in § 306 Abs. 2 BGB 

■ vorgesehen ist, steht mit A rt. 6 Abs. 1 der Klausel-Richtlinie 
93/13/EW G im Einklang. Sie ermöglicht es dem nationalen 
Gericht, die durch den Fortfall der Klausel entstandene Lücke 
im Vertrag jedenfalls dann durch ergänzende Vertragsausle- 
gung aufzufüllen, wenn -  wie hier im Falle eines Preisanpas- 
sungsrechts -  dispositives Gesetzesrecht im Sinne konkreter 
materiell-rechtlicher Regelungen nicht zur Verfügung steht 
und das Offenlassen der mit dem Fortfall der Klausel Entstan­
denen Lücke zu einem Ergebnis führte, das den beiderseitigen 
Interessen nicht mehr in vertretbarer Weise Rechnung trüge, 
sondern das Vertragsgefüge in einer Weise völlig einseitig zu­
gunsten des Kunden verschöbe, die zur Folge hätte, dass der 
Vertrag ohne eine solche Auslegung gemäß § 306 Abs. 3 BGB 
in seiner Gesamtheit keinen Bestand mehr haben könnte.
b) Die in Energieversorgungsstreitigkeiten entwickelte 
»Dreijahreslösung« des Senats vermeidet die bei einer Ge- 
samtnichtigkcit des Versorgungsvertrages für den Kunden 
eintretenden nachteiligen Folgen einer bereicherungsrechtli- 
chen (Rück-)Abwicklung, indem sie entsprechend den Ziel­
setzungen d.er Klausel-Richtlinie darauf angelegt ist, die nach 
dem Vertrag bestehende formale Ausgewogenheit der Rechte 
und Pflichten der Vertragsparteien unter Heranziehung und 
Gewichtung ihrer Interessen durch eine materielle Ausgewo­
genheit zu ersetzen und auf diese Weise ein Gleichgewicht der 
Rechte und Pflichten tatsächlich wiederherzustellcfi.
c) Wird der nach der »Dreijahreslösung« maßgebliche Preis
anschließend unterschritten, hat der Kunde für die Zeiträu­
me der Preisunterschreitungen nur die geringeren Entgelte zu 
entrichten............................................................................................. 337



VIII ZR 143/15

28.
13. IV. 16 
IV ZR 304/13

a) Eine Stufenklage ist nicht zulässig, w enn die Auskunft 
nicht dem Zweck der Bestimmbarkeit des Leistungsanspruchs 
dienen, sondern dem Kläger sonstige mit der Bestimmbarkeit 
als solcher nicht im Zusammenhang stehende Information 
über seine Rechts Verfolgung verschaffen soll. Dies bedeutet 
aber nicht, dass eine Stufenklage nach § 254 Z P O  nur dann zu ­
lässig ist, wenn durch die in der ersten Stufe geltend gemachte 
Auskunft alle Inform ationen zu erlangen sind, die für die Be­
zifferung des in einer weiteren Stufe verfolgten Leistungsan­
spruchs notwendig sind.
b) Ein Vorkaufsrecht des Mieters entsteht nach § 577 Abs. 1 
Satz 1 Alt. 1 BGB, wenn nach der Überlassung der vermiete­
ten W ohnräume an den M ieter Wohnungseigentum begründet 
worden ist und dieses dann an-einen D ritten verkauft wird 
(Senatsurteil vom 29. M ärz 2006 -  V III ZR  25005, NJW  2006,
1869 Rn. 10; B G H, U rteil vom 22. N ovem ber 2013 -  V ZR 
9612, B G H 2 199, 136 Rn. 5). Dass vor der Überlassung der 
Mietsache an den M ieter die für die Aufteilung in Wohnungs- 
cigcntum erforderliche Teilungserklärung (§ 8 W EG) bereits 
notariell beurkundet worden ist, hindert das Entstehen des 
Vorkaufsrechts nach dieser Alternative nicht, weil die Teilung 
erst m it der Anlegung der W ohnungsgrundbücher wirksam 
wird.
c) Die Entstehung eines Vorkaufsrechts nach § 577 Abs. 1 
Satz 1 Alt. 2 BGB ist davon abhängig, dass nach der Ü berlas­
sung der vermieteten W ohnräume an den M ieter Wohnungsei- 
gentum begründet werden soll und das zukünftige W ohnungs­
eigentum an einen D ritten verkauft wird. Ein Vorkaufsrecht 
besteht daher nach dieser Alternative nicht, wenn die Absicht, 
Wohnungscigcntum zu begründen, schon vor der Überlassung 
der vermieteten W ohnräume an den M ieter gefasst worden und 
sich nach außen hinreichend manifestiert hat,"'etwa durch die 
notarielle Beurkundung einer Teilungserklärupg (§ 8 WEG). 358

1. In Innenhaftungsfällen der D&O-Versicherung gilt auch 
der geschädigte Versicherungsnehmer oder sein in den Versi­
cherungsschutz einbezogenes Tochterunternehmen als D ritter 
im Sinne von § 108 Abs. 2 VVG.
2. M it der Envägung, der Geschädigte beabsichtige in Wahr­
heit nicht, den Versicherten wegen des gegen ihn erhobenen 
Schadensersatzanspruchs persönlich haftbar zu machen und 
wolle insbesondere nicht Zugriff auf dessen persönliches Ver­
mögen nehmen sondern lediglich den Versicherungsfall aus- 
lösen, weshalb die Inanspruchnahm e nicht ernstlich sei, kann 
eine bedingungsgemäße Inanspruchnahme des Versicherten
im Sinne des claims-made-Prinzips nicht verneint werden..... 373
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